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Was macht Amerika mit seiner Macht?
Aus amerikanischen Fachzeitschriften, 2. Halbjahr 2002
Josef Braml / Johannes Thimm
Auf dem amerikanischen »Marktplatz der Ideen« behandelt eine große Anzahl von Beiträgen
die Rolle der Hegemonialmacht USA, speziell vor dem Hintergrund der neuen Sicherheits-
strategie. Damit bleibt auch das Thema der transatlantischen Beziehungen aktuell: auf-
grund unterschiedlicher Positionen in den USA und Europa zur Irak-Frage sowie als Reak-
tion auf den Artikel »Power and Weakness« von Robert Kagan (siehe SWP-Zeitschriftenschau
»Die Macht Amerikas«, 1. Halbjahr 2002). Im Rahmen der Fachdiskussion über die Nationale
Sicherheitsstrategie (NSS) gewinnt die Nato, der traditionelle Eckpfeiler transatlantischer
Verständigung, wieder an Bedeutung.
In seinem Artikel »The Axis of Irony« im
YaleGlobal macht Strobe Talbott, Präsident
der renommierten Brookings Institution
und ehemaliger Deputy Secretary of State
unter Präsident Clinton, die Kritiker der
Bush-Administration auf drei »Ironien« auf-
merksam: Zum einen habe die ultimative
Drohung des Präsidenten, unabhängig von
der UNO zu handeln, die Weltorganisation
genau vor der Bedeutungslosigkeit be-
wahrt, vor der Bush sie gewarnt hatte. Die
»zweite Ironie«: Indem Präsident Bush mehr
oder weniger die Resolution erhalten habe,
die er gewollt hatte, sei er nun im Umgang
mit dem Irak in die Rahmenbedingungen
der UN eingebunden. Zweifelsohne werde
Bush ständig wiederholen, daß die Ver-
einigten Staaten die notwendigen Macht-
befugnisse hätten, um allein und mit
Waffengewalt gegen den Irak vorzugehen.
Jedoch vermutet Talbott, daß Bush den
multilateralen Kurs beibehalten wird: Nicht
nur, daß er dazu bevollmächtigt wurde; er
würde auch internationale Legitimation
einbüßen und die Teilnahme vieler Staaten
sowohl bei der militärischen Kriegführung
als auch bei der anschließenden Friedens-
sicherung verwirken, sollte er sich von der
UNO abkehren. Schließlich würde er auch
seinen innenpolitischen Rückhalt aufs Spiel
setzen. Denn die Meinungsumfragen ver-
deutlichten, daß die Mehrzahl der Ameri-
kaner nicht auf den Rückhalt der Völker-
gemeinschaft verzichten wollen, wenn-
gleich sie eine Führung durch die USA
befürworten. Insofern wandelte sich Saulus
zum Paulus  Bush wurde beim Thema Irak
nach Einschätzung von Talbott zum Multi-
lateralisten, gar Traditionalisten. Womit
bereits die »dritte und letzte Ironie« an-
gesprochen wäre: »Bush könnte letzten
Endes im Umgang mit dem Irak einen Weg
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einschlagen, der weitgehend im Einklang
steht mit dem seines Vorgängers, Bill
Clinton, im Umgang mit ähnlichen
Bedrohungen des internationalen Frie-
dens.« Dementsprechend hält es Strobe
Talbott für wahrscheinlich, daß »die
Antwort auf das Irak-Problem gemeinhin
gehegte Überzeugungen widerlegt und als
Erinnerung dafür dient, daß nach wie vor
ein hoher Grad an Kontinuität die amerika-
nische Außenpolitik kennzeichnet  von
Bush über Clinton zu Bush.«
Hingegen wertet John Ikenberry, Politik-
professor an der Georgetown-Universität,
in seinem Aufsatz »Americas Imperial
Ambition« in Foreign Affairs die neue außen-
und sicherheitspolitische Strategie der
Bush-Administration als Ausdruck eines
tiefgreifenden Paradigmenwechsels. Die
strategische Umorientierung, hervor-
gerufen durch die Bedrohung des Terrors,
zeige sich vor allem an zwei Merkmalen:
zum einen an der geringeren Bereitschaft
der US-Regierung, sich durch andere
Staaten oder internationale Institutionen
und Normen in der Wahl ihrer Ziele und
Mittel beschränken zu lassen; zum zweiten
in der unilateralen Entschlossenheit, ange-
sichts der Bedrohung durch Terroristen
oder Schurkenstaaten präemptive oder
gar präventive Militärmaßnahmen zu
ergreifen.
Ikenberry unterzieht diese Strategie
einer nüchternen Analyse, erklärt die
Motive ihrer Protagonisten, warnt jedoch
auch vor den inhärenten Gefahren, vor
allem davor, daß es ihr an Nachhaltigkeit
fehle, daß sie zur Nachahmung oder zur
Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen verleite und daß sie nicht geeignet
sei, Kooperation im Kampf gegen den Terro-
rismus zu fördern, sondern eher anti-ameri-
kanische Ressentiments nähre. Schließlich
könnten sich die USA durch einen allzu
ausgeprägten Hang zum Alleingang an den
umfangreichen Aufgaben verheben (Stich-
wort »imperial overstretch«), insbesondere
wenn man die versteckten Kosten des »state
building« und von friedenserhaltenden
Maßnahmen in Betracht ziehe. Ikenberry
konkretisiert die »New Imperial Grand
Strategy« anhand von sieben Aspekten 
Leitthemen, die sich auch in einer Vielzahl
weiterer relevanter Artikel wiederÞnden:
(1) die Entschlossenheit, die absolute
Vormachtstellung der USA in einer uni-
polaren Welt zu erhalten und auszubauen,
(2) eine fundamentale Neubewertung von
Bedrohungen, fokussiert auf die Gefahr
durch Terroristen, (3) die Abwendung vom
Konzept der Abschreckung zugunsten einer
offensiven Strategie der Präemption bzw.
Prävention, (4) die Annahme bedingter Sou-
veränität anderer Staaten, (5) eine geringere
Verpßichtung gegenüber internationalen
Verträgen, Institutionen, völkerrechtlichen
Normen und Sicherheitsallianzen, (6) der
Anspruch, uneingeschränkt und alleine
gegen die Bedrohung durch Terrorismus
und Massenvernichtungswaffen vorzu-
gehen, und (7) die verringerte Wert-
schätzung der Bedeutung internationaler
Stabilität.
Irak als Präzedenzfall?
Präemption bzw. Prävention* sind zentrale
Begriffe in der Debatte um die Nationale
Sicherheitsstrategie (NSS) bzw. das konkrete
militärische Vorgehen gegen den Irak. Mit
seinem Artikel »Preemption and the End of
Westphalia« leistet Henry Kissinger in
New Perspectives Quarterly einen Beitrag zur
Debatte über eine mögliche Intervention
im Irak. Er bezieht aber auch grundsätz-
licher Stellung zur Sicherheitspolitik der
Bush-Administration. Der ehemalige
Außenminister und angesehene politische
Kommentator nimmt interessanterweise
nicht die NSS, sondern die Rede von George
W. Bush vor der Vollversammlung der Ver-
einten Nationen zum Anlaß, die verän-
*  Präemption meint proaktives Handeln ange-
sichts eines unmittelbar bevorstehenden, mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu
erwartenden Angriffs; Prävention schließt dar-
über hinaus die Möglichkeit ein, aufgrund einer
Gefahr, die später akut werden könnte  wie
aktuell im Fall des Irak , antizipatorisch zu
handeln.
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derten Rahmenbedingungen und die dar-
aus resultierende Außenpolitik zu bewer-
ten. Kissinger konstatiert, daß Präsident
Bush weder ein universales Recht auf Prä-
emption noch den generellen Anspruch der
amerikanischen Regierung reklamiert, miß-
liebige Regime abzulösen. Gleichwohl inter-
pretiert Kissinger die Präemptionsdebatte
als eine natürliche Reaktion auf die ge-
wachsene Bedrohung durch nichtstaatliche
Akteure, die durch den 11. September deut-
lich sichtbar geworden ist.
Unter den veränderten Bedingungen
habe das seit dem Westfälischen Frieden
geltende Prinzip der Souveränität von
Staaten nur noch eingeschränkt Gültigkeit
 vor allem wenn es sich um Staaten
handelt, die Terroristen unterstützen oder
ihnen Unterschlupf gewähren. Da Terro-
risten kein Territorium zu verteidigen
hätten, bliebe gegen sie auch Abschreckung
wirkungslos. Die besondere Gefahr, die
ohne Vorwarnung zuschlagende Terro-
risten darstellten, werde potenziert, wenn
sie in den Besitz von Massenvernichtungs-
waffen gelangten. Daher seien Massen-
vernichtungswaffen in den Händen eines
Regimes wie das des Iraks eine inakzeptable
Bedrohung, unabhängig davon, ob eine
direkte Verbindung zwischen dem iraki-
schen Regime und Al Qaida bestehe.
Kissinger verteidigt also die gegenwär-
tige US-Politik, gibt aber zu bedenken, daß
ein allgemeines Recht auf Präemption
weder im Interesse Amerikas noch der Welt
liegen könne. Statt dessen mahnt er, daß es
notwendig sei, durch Konsultationen »gene-
relle Prinzipien zu entwickeln, die andere
Nationen als im Interesse der Allgemein-
heit ansehen.« Nicht nur dafür bedürfe es
der Kooperation der transatlantischen
Partner. Auch der Wiederaufbau eines
stabilen Irak könne nicht die alleinige Auf-
gabe der USA sein.
In einem Brookings Policy Brief teilen
Michael OHanlon, Suzan Rice und James
Steinberg die Auffassung von Henry
Kissinger, daß es nicht ratsam sei, Präemp-
tion zum allgemeinen Prinzip zu erheben.
Entgegen der Einschätzung des ehemaligen
Außenministers hat die Bush-Administra-
tion aber nach Meinung der Brookings-
Experten diese Schwelle mit der Formulie-
rung der NSS bereits überschritten -- wenn
auch noch nicht irreversibel: »Anstatt
formal eine neue Doktrin zu deklarieren,
wäre es besser gewesen, präemptive Militär-
optionen weiterhin auf Ausnahmesitua-
tionen zu begrenzen, bei denen Nichtstun
großen, nicht wiedergutzumachenden
Schaden verursachen könnte und andere
Politikoptionen geringe Erfolgsaussichten
haben.« Ansätze zu einer solchen Strategie
sehen die Autoren in einer Rede der Sicher-
heitsberaterin Condoleezza Rice. Sie habe
betont, daß Präemption nur angewandt
werden solle, nachdem alle anderen Mittel
ausgeschöpft seien, und prinzipiell nur in
Fällen, in denen sich ernste Schäden ab-
sehen ließen. Präemption zum allgemeinen
Prinzip zu erheben birgt nach Auffassung
von OHanlon, Rice und Steinberg vier
Risiken:
(1) Unterminierung der Legitimität ame-
rikanischer Außenpolitik und des Zusam-
menhalts der internationalen Koalition
gegen den Terrorismus; (2) Absinken der
Hemmschwelle amerikanischer Entschei-
dungsträger, militärische Mittel ein-
zusetzen, ohne zuvor andere Mittel aus-
geschöpft zu haben; (3) Veränderung des
Verhaltens von Staaten, die sich im Faden-
kreuz sehen (Geheimhaltung und Aufbau
von Abschreckungskapazitäten); (4) Präze-
denzwirkung auf andere Staaten, die ihre
militärischen Pläne und Handlungen legiti-
miert sehen könnten. Deshalb sei eine prä-
emptive Strategie  wiewohl sie im Kampf
gegen Terroristen legitim erscheine 
gegenüber staatlichen Regimen und zu
deren Beseitigung kontraproduktiv. Das
Konzept der Eindämmung bzw. Abschrek-
kung sei nicht so wirkungslos, wie gemein-
hin angenommen werde. Auch Saddam
Hussein gilt nach Meinung der Autoren als
»abschreckbar«.
Der Einschätzung, dem aggressiven
Regime des Irak sei mit Abschreckung nicht
beizukommen, widersprechen entschieden
auch John Mearsheimer, Professor für
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Internationale Beziehungen an der Uni-
versität von Chicago, und Stephen Walt,
Professor an der Harvard-Universität. In
ihrem Foreign Policy-Artikel »An Unnecessary
War« überprüfen die beiden prominenten
Vertreter der neorealistischen Schule die
Stichhaltigkeit eines zentralen Arguments
der Befürworter eines Präventivkrieges
gegen den Irak. Es lautet, daß ein Krieg
gegen den Irak notwendig sei, weil Saddam
Hussein ein unkalkulierbares Risiko dar-
stelle. Mearsheimer und Walt hinterfragen
die Annahme, daß sich der irakische Führer
aus Gewissenlosigkeit und Mangel an Ratio-
nalität nicht vom Einsatz von Massen-
vernichtungswaffen abschrecken lasse.
»Sowohl die Logik als auch die historische
Erfahrung deuten darauf hin«, so die
Autoren in ihrem Fazit, »daß eine Politik
sorgfältiger Eindämmung funktionieren
würde  in der derzeitigen Situation wie
auch für den Fall, daß der Irak sich ein
Arsenal von Nuklearwaffen beschafft.«
Die Frage der Abschreckung Saddams ist
für die neokonservativen Vordenker und
Meinungsführer William Kristol und
Robert Kagan nur zweitrangig. Nicht seine
Waffen, sondern Saddam selbst sei das Pro-
blem, das es zu beseitigen gelte. Sie erklä-
ren im Weekly Standard, daß die inter-
nationale Staatengemeinschaft unter
Führung Frankreichs einen beträchtlichen
Erfolg erzielt habe, indem sie die neue Reso-
lution des UN-Sicherheitsrates in der Frage
eines Regimewechsels im Irak abge-
schwächt und auf die Entwaffnung des
Regimes beschränkt habe. Auch die Inspek-
tionsbedingungen seien in den diplomati-
schen Verhandlungen aufgeweicht worden.
Schlimmer noch: Die im Sicherheitsrat
beschlossenen Inspektionen halten die
Autoren für eine Falle. Daraus könne sich
der durch den Sieg bei den jüngsten Kon-
greßwahlen für seine Mission im Kampf
gegen den Terrorismus und den Irak zusätz-
lich legitimierte US-Präsident zwar be-
freien, aber zunächst sei die klare Begrün-
dung für die Notwendigkeit eines Krieges
aufgegeben worden. An der Stelle der
»klaren und unmittelbaren Gefahr durch
einen aggressiven Diktator, der im Begriff
ist, Nuklearwaffen zu entwickeln«, stünde
in der aktuellen Diskussion nur noch die
Frage, ob die Waffeninspekteure bei ihrer
Arbeit behindert würden.
Nach Meinung von Kristol und Kagan
sind Inspektionen generell unwirksam,
unabhängig von Saddams Verhalten. Des-
wegen, so die Autoren, »lag Bush von
Anfang an richtig, indem er auf einem
Regimewechsel im Irak bestand«. Der Präsi-
dent wisse dies, aber im Moment betreibe
die Administration eine Politik, die diese
»fundamentale Wahrheit« bewußt leugne
und verberge. Und je weiter man auf diesen
Abweg geriete, desto mehr würden die
klaren Konturen des konservativen Welt-
bildes (»our vision«)  für das der Präsident
so hart gearbeitet habe  »hoffnungslos
vernebelt«.
Für Kristol und Kagan am besorgnis-
erregendsten ist das Ausmaß, in welchem
dem US-Präsidenten die Kontrolle über
amerikanische Außenpolitik entzogen und
sie in die Hände derer gespielt werde, die
mit Bush nicht einig sind in der Ziel-
setzung, einen Regimewechsel im Irak her-
beizuführen (genannt werden UN-Chef-
Waffeninspekteur Hans Blix, die Mitglieder
des UN-Sicherheitsrats und Saddam
Hussein selbst). Dies sei um so bedenk-
licher, als sich die Inspektionen über
Monate hinziehen könnten  bis ins Vorfeld
der Präsidentschaftswahl im Jahre 2004.
Angesichts dieses »pessimistischen« Sze-
narios bleiben die Autoren dennoch »opti-
mistisch«: »Die Entwicklung bleibt einzig
und allein in den Händen von Präsident
Bush. Wir können uns nicht vorstellen, daß
der Präsident die Absicht hat, seine erste
Amtszeit zu beenden, während Saddam
Hussein immer noch an der Macht ist. Er
weiß, welche Katastrophe dies für die
Sicherheit der Nation, für die Welt und für
ihn persönlich bedeuten würde.«
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Uneingeschränkte Supermacht oder
internationale Kooperation?
Mit ihrem Beitrag »The New Transatlantic
Project« plädieren Ronald Asmus und
Kenneth Pollack für die Wiederbelebung
der transatlantischen Partnerschaft mit
Hilfe einer neuen umfassenden Strategie.
In der Debatte über die Mißstimmungen im
transatlantischen Verhältnis würden die
Differenzen stark übertrieben. In Wirklich-
keit sei man sich weitgehend einig über die
langfristigen Ziele  ein deutliches Indiz
dafür, wie nah sich Amerikaner und Euro-
päer immer noch stünden. Meinungs-
verschiedenheiten bezögen sich eher auf
die Mittel zum Erreichen dieser Ziele. Nach
Meinung von Asmus und Pollack hat die
transatlantische Partnerschaft keineswegs
an Bedeutung verloren, steht aber vor völlig
neuen Aufgaben. Eine militärische Antwort
auf den Terrorismus und dessen Unter-
stützerstaaten sei zentral, aber zur Siche-
rung der Stabilität keineswegs ausreichend.
Nur durch eine Lösung der Konßikte im
Nahen Osten als der Region mit dem
größten Gefahrenpotential sei eine Stabili-
tät zu erreichen, welche die Bedrohung für
Europa und die USA dauerhaft verringern
könne. Voraussetzung sei eine Transforma-
tion der dortigen politischen Systeme, die
den Menschen die Perspektive von Demo-
kratisierung und ökonomischer Entwick-
lung bietet. Dabei dürfe aber das westliche
Modell nicht von außen oktroyiert werden.
Vielmehr gelte es, fortschrittliche Kräfte zu
unterstützen und nicht vor der Aufgabe des
»nation-building« zurückzuschrecken. Für
diese neue Herausforderung sei die NATO
als Instrument weiterhin unerläßlich.
Wo Asmus und Pollak vor allem Ziel-
vorstellungen beschreiben und sich an-
sonsten im allgemeinen halten, werden
Rebecca Johnson und Micah Zenko etwas
konkreter. Auch sie wollen die NATO für
neue Aufgaben einsetzen, insbesondere für
den Kampf gegen Terrorismus und grenz-
überschreitende Kriminalität. Angesichts
des weltumspannenden Netzwerks der
Terroristen komme die US-Regierung nicht
umhin, ihre militärischen, sicherheits-
dienstlichen und diplomatischen Bemü-
hungen mit den europäischen Alliierten zu
koordinieren. Das transatlantische Verteidi-
gungsbündnis biete nicht nur das Mandat,
sondern verfüge auch über Erfahrung und
Ressourcen, um einen derart umfang-
reichen wie langwierigen Feldzug gegen
den internationalen Terrorismus zu führen.
Denn, so die Autoren im Klartext: »Der
gegenwärtige Krieg gegen den Terrorismus
enthält wie schon die NATO-Interventionen
auf dem Balkan zwei Komponenten: mili-
tärisches Engagement und die langfristige
Aufgabe des Wiederaufbaus.« Möglichen
Einwänden europäischer Partner könne
entgegnet werden, daß sie keine Rolle im
Kampf gegen den Terrorismus spielen
würden, wenn sie nicht bereit seien, die
NATO in den Mittelpunkt europäischer
Anti-Terroraktivitäten zu stellen. Diese Ko-
operation verliehe den europäischen Part-
nern nicht nur eine Stimme bei Planung
und Umsetzung, sie brächte sie auch in den
Genuß der umfangreichen militärischen
Mittel der Allianz. Ein derartiges Arrange-
ment würde darauf hinauslaufen, daß die
NATO im Interesse einer effektiven Bekämp-
fung des transnationalen Netzwerks der
Terroristen selbst eine Organisationsform
annehmen müsse, die den einzelnen Koope-
rationspartnern mehr Autonomie gewährt.
John Gaddis, Professor für Militär-
geschichte an der Yale-Universität, ana-
lysiert in Foreign Policy die neue National
Security Strategy und vergleicht sie mit
Strategiepapieren vorangegangener Admi-
nistrationen. Nach seiner Bewertung hat
die NSS tatsächlich eine multilaterale
Orientierung. Bereits in der Einleitung
werde mehr Gewicht auf die multilaterale
Komponente gelegt als im Strategiedoku-
ment des Bush-Vorgängers Clinton. Die
absolute Vormachtstellung der USA zu
verteidigen und sogar noch auszubauen
stehe dazu nicht in Widerspruch. Im Ein-
klang mit neueren politikwissenschaft-
lichen Theorien gelte die Annahme, daß
kleinere Staaten sich nicht notwendiger-
weise gegen die Supermacht verbünden,
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wenn sie diese als wohlwollend wahrneh-
men. Gaddis bemerkt, daß gerade Bushs
ambitionierte Grand Strategy, den Nahen
Osten zu reformieren, fundamental von
multilateraler Unterstützung abhänge.
Insofern kritisiert er das kurzsichtige Ver-
halten der Bush-Administration bei einer
Vielzahl internationaler Verhandlungen,
durch das sie viele Sympathien verspielt
habe. In Gaddis Worten: »[Die Bush-
Administration] hat wiederholt ihre
eigenen moralischen Multiplikatoren ver-
prellt, indem sie sich bei zahlreichen multi-
lateralen Themen  vom Kyoto-Protokoll
über den Comprehensive Test Ban Treaty
bis zum Internationalen Strafgerichtshof 
wie ein störrischer, schmollender, unvor-
sichtiger und muskelstrotzender Teenager
verhielt. Damit hat sie den Vorrat an Unter-
stützung aufgebraucht, dessen sie sich
hätte vergewissern sollen, bevor sie sich auf
eine so riskante Strategie einließ.« Insge-
samt jedoch verfolgt die Bush-Administra-
tion nach Gaddis Auffassung den richtigen
Ansatz, um die Probleme anzugehen, die
sich Amerika und seinen Alliierten nach
dem 11. September stellen.
Mars oder Venus?
Stephen Szabo, Professor für Europa-
studien an der Johns-Hopkins-Universität,
setzt sich in dem Aufsatz »Power and
Hubris«, der auf der Website des American
Institute for Contemporary German Studies vor-
veröffentlicht wurde, mit der Frage aus-
einander, worin die Spannungen in den
transatlantischen Beziehungen begründet
sind. Der Autor führt zwei Argumente
gegen die Thesen an, die Robert Kagan in
seinem aufsehenerregenden Artikel »Power
and Weakness« vertreten hat. Zum einen
weist Szabo darauf hin, daß »das, was
Kagan als amerikanisch bezeichnet, nur
einen Teil des US-Meinungsspektrums
reßektiert« und daß die transatlantischen
Spannungen vornehmlich durch die spezi-
Þsche Politik der Bush-Administration
erzeugt wurden. Szabo sieht, zweitens, ein
grundsätzlicheres Problem darin, daß es
niemanden mehr gebe, der die amerikani-
sche Hybris im Zaum hält. Während des
Kalten Krieges habe die Sowjetunion diese
Aufgabe erfüllt. Angesichts mangelnder
innenpolitischer »checks and balances«
setzt Szabo seine Hoffnung darauf, daß
Europa verstärkt zu einer Balancefunktion
Þndet. Dem allgegenwärtigen amerikani-
schen Vorwurf des PaziÞsmus an die
Adresse der Europäer hält Szabo entgegen,
daß es in der Vergangenheit oftmals die
Europäer waren, die die Supermacht zu
militärischen Interventionen bewegen
mußten (Stichworte: Powell-Doktrin,
Bosnien, Kosovo), und daß die Europäer
für ihre Sicherheit auch bemerkenswert
umfangreiche Finanzmittel bereitstellen.
Doch liegt nach Szabos Auffassung »das
Problem weniger in der Höhe der ausge-
gebenen Mittel, sondern in Verschwen-
dung, Doppelarbeit und fehlender Bereit-
schaft, die Chancen eines größeren Marktes
zu nutzen.« Szabo sieht deshalb in der euro-
päischen Integration nicht das Problem,
sondern vielmehr die Lösung.
Craig Kennedy, Direktor des German
Marshall Fund, und Marshall Bouton,
Direktor des Chicago Council on Foreign
Relations (CCFR), stellen in »The Real Trans-
Atlantic Gap« die Ergebnisse einer Befra-
gung in den USA und sechs europäischen
Ländern (Großbritannien, Frankreich,
Deutschland, Italien, Polen, Niederlande)
vor. Zum einen wird deutlich, daß der
Stand der transatlantischen Beziehungen
nicht so schlecht ist, wie allgemein ge-
schrieben wird: Die Bevölkerungen in den
USA und Europa empÞnden nach wie vor
große Sympathie füreinander, bevorzugen
eine enge Kooperation zwischen den Kon-
tinenten und haben in vielen Themen-
bereichen ähnliche Einstellungen. So sind
Amerikaner und Europäer weitgehend
einig über die Bedrohungen in der heuti-
gen Welt und überwiegend der Auffassung,
daß internationale und multilaterale Orga-
nisationen und Institutionen zur Abwehr
dieser Bedrohungen gestärkt werden
sollten. Selbst in der Frage des Einsatzes
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militärischer Gewalt gibt es keine signi-
Þkanten Unterschiede in den Antworten
diesseits und jenseits des Atlantiks. Im kon-
kreten Falle des Irak bevorzugen Europäer
und Amerikaner ein vom UN-Sicherheitsrat
legitimiertes Vorgehen. Interessanterweise
billigt nach dieser Umfrage nur einer von
fünf Amerikanern einen militärischen
Alleingang gegen den Irak.
Dennoch gibt es auch unterschiedliche
Einstellungsmuster beiderseits des Atlan-
tiks. So nehmen Amerikaner den Bedro-
hungsgrad generell als sehr viel höher
wahr und sehen dringenderen Handlungs-
bedarf. Angesichts dieses Wahrnehmungs-
unterschieds geben Kennedy und Bouton zu
bedenken, daß »es viel schwieriger werden
dürfte, eine langfristige Koalition gegen ein
breites Spektrum von Risiken aufrecht-
zuerhalten, [...] solange Europäer sich nicht
in gleichem Maße verwundbar fühlen wie
Amerikaner«. So überrascht es auch nicht,
daß in den USA im Vergleich zu Europa
deutlich mehr Menschen bereit sind, das
bereits hohe Niveau der Verteidigungs-
ausgaben beizubehalten oder noch zu er-
höhen. Einen weiteren wichtigen Unter-
schied markiert die jeweilige Haltung im
Konßikt zwischen Israelis und Palästinen-
sern. Eine deutlich höhere Zahl von Euro-
päern unterstützt einen palästinensischen
Staat, während die Amerikaner stärkere
Loyalität zu Israel bekunden und den Kon-
ßikt darüber hinaus generell als Bedrohung
wahrnehmen.
Kennedy und Bouton argumentieren,
daß eine weitere enge Zusammenarbeit
wünschenswert und im Interesse aller sei.
Die feststellbaren Unterschiede seien durch-
aus ernst zu nehmen und könnten die Ko-
operation belasten. Letztlich aber über-
wögen die gemeinsamen Interessen und
Wertvorstellungen. Dies sei eine solide
Basis für fortgesetzte produktive Koopera-
tion. Wenngleich eine Mehrheit der Euro-
päer es gern sähe, daß Europa eine den USA
ebenbürtige Supermacht wäre, würden
etwa vier von fünf Europäern dafür plädie-
ren, einen hypothetischen Supermacht-
status Europas weniger für Konkurrenz mit
den USA als für Kooperation zu nutzen.
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